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schreibt, was andere über Bern und die  

Schweiz nicht berichten (dürfen).
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Müssen wir uns vor der nächsten Pandemie fürchten?

«Pandemie» ist ein Begriff, mit dem 
in den Köpfen der meisten Menschen 
zuverlässig Angstzustände erzeugt 
werden können. Daher ist bei der Ver­
wendung besondere Vorsicht geboten.

Bis vor Kurzem hatte man sich unter «Pan-
demie» eine besonders gravierende und weit-
verbreitete Infektionskrankheit vorgestellt, die 
sehr viel mehr Menschen dahinrafft als eine ge-
wöhnliche Krankheitswelle wie etwa die Grippe. 
Doch neuerdings ist es anscheinend ausreichend, 
dass die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
eine solche ausruft, auch wenn obige Kriterien 
gar nicht erfüllt sind.

Die Internationalen Gesundheitsvorschriften 
sind völkerrechtlich bindende Vorschriften der 
WHO, die ursprünglich 1971 in Kraft traten 
und 2005 angepasst wurden. Sobald die WHO 
eine «gesundheitliche Notlage internationaler 
Tragweite» ausruft, haben alle Mitgliedsländer 
zu spuren.

Bemerkenswert ist: Es stellt keine Vorausset-
zung für die Inkraftsetzung dieser internationa-
len Notlage dar, dass die Krankheit übermässig 
gefährlich sein muss. Es werden keinerlei ob-
jektive Kriterien aufgeführt, die eine Krankheit 
erfüllen muss, damit die WHO für praktisch 
die ganze Welt Lockdowns, Grenzschliessungen 
und ähnliche totalitäre Massnahmen ausrufen 
darf. Das ist ein gewaltiges Machtproblem, das 
dringend gelöst werden muss.

Problematische Reaktionskette
Die WHO kann im Alleingang eine sogenannte 
«Pandemie» behaupten und eine solche aus-
rufen, um eine Reaktionskette in Bewegung zu 
bringen, die seit der Corona-Krise in etwa so 
aussieht:

1.) Behörden rufen eine Pandemie aus.
2.) Die Massenmedien nehmen den Ball auf und 
berichten permanent über den neuartigen Erre-
ger und die Symptome. Indem sie sich auf Hor-
rorszenarien von auserlesenen «Experten» und 
übertriebene Mortalitätsprognosen fokussieren, 
schüren sie gezielt Ängste in der Bevölkerung, 
während sie gleichzeitig Stimmen der Vernunft 
diffamieren und mundtot machen.
3.) Regierungen erlassen radikale Massnahmen 
zur Einschränkung der Freiheit.
4.) Die Pharmaindustrie positioniert sich als 
Heilsbringer und verspricht, dem Spuk mit einer 
Wunderpille, einer Wunderimpfung oder Ähn-
lichem ein Ende zu bereiten.
5.) Die Staaten kaufen den Pharmakonzernen im 
grossen Stil ihre Wundermittel mit Steuergel-
dern ab und entbinden die Hersteller gleichzeitig 
von der Haftung.

Vom Missbrauch eines Begriffs
Insofern muss man feststellen, dass das Wort 
«Pandemie» zu einem der gefährlichsten Schlag-
wörter im 21. Jahrhundert verkommen ist, mit 
dem die Freiheitsrechte der Bürger im Nu und 
ohne weitere Argumente ausgehebelt werden 
können und ein totalitäres Gesundheitsterror-
Regime völkerrechtlich verbindlich wird.

Wenn das Ausrufen (sprich: Behaupten) einer 
«Pandemie» aber bereits reicht, um die meisten 
Bürger in Angst und Schrecken zu versetzen und 
in ihnen die Akzeptanz für schwerwiegendste 
und inhumane Zwangseingriffe zu wecken, so 
gilt es jetzt, die Frage zu stellen, inwieweit man 
als Freiheitsfreund den Begriff der «Pandemie» 
überhaupt noch akzeptieren darf, wenn damit 
mittlerweile derart leichtfertig um sich geworfen 
wird.

Von 
Olivier Kessler,
Direktor des  
Liberalen Instituts  
(www.libinst.ch).

Wenn man die Verwendung dieses Begriffs bei 
Infektionskrankheiten akzeptiert, deren Mortali-
tät in der Grössenordnung einer Influenza (also 
im Rahmen des Normalen) liegt und vor allem 
vulnerable ältere Personen mit Vorerkrankun-
gen trifft (die ohnehin bald gestorben wären), 
so laufen wir Gefahr, dass jede Krankheits-
welle zur «Pandemie» hochstilisiert wird – mit 
der Folge einer dauerhaften Beendigung unserer 
Freiheiten.

Politisches Eingreifen ist auf jeden Fall 
problematisch
Das wäre fatal, zumal die Studie Covid-19 und 
die politische Ökonomie der Massenhysterie 
von Prof. Philipp Bagus und weiteren Autoren 
unlängst gezeigt hat, wie jegliches politisches 
Eingreifen mehr Schaden als Nutzen verursacht 
– unabhängig davon, ob es sich um eine echte 
Pandemie oder um eine herbeigeredete handelt.
Nehmen wir an, es handelt sich bei einem neu-
artigen Erreger tatsächlich um ein gemeinge-
fährliches Virus. Sobald Meldungen die Runde 
machen, dass ein neuartiger Erreger im Umlauf 
sei, gäbe es vermutlich Personen, die eigen-
verantwortlich diverse Vorsichtsmassnahmen 
ergreifen (z.B. nur noch mit Schutzmasken ihre 
Einkäufe erledigen, sich von anderen Leuten 
fernhalten, zuhause bleiben etc.). Wenn die Vor-
sichtigen dann beobachten könnten, dass das 
Virus die Unvorsichtigen massenhaft dahinrafft, 
so bekämen sie in ihrer Vorgehensweise recht 
und andere würden diese umgehend nachahmen, 
ohne dass man sie dazu zwingen müsste. Denn 
sich selbst vor etwas Gefährlichem zu schützen, 
liegt im ureigenen Interesse. Politisches Eingrei-
fen ist also in einem solchen Fall unnötig, weil 
sich die Leute selbst schützen.
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Ebenfalls unnötig wäre politisches Eingreifen 
im Fall, in dem sich das Virus als relativ un-
gefährlich herausstellen sollte. Wenn die Politik 
Zwangsmassnahmen ergreift, richtet sie in je-
dem Fall Schaden an: Die Steuerzahler müssten 
unfreiwillig für Selbsttests, Masken und Imp-
fungen bezahlen, Betriebe erlitten finanzielle 
Schäden und viele Menschen würden psychisch 
krank aufgrund der angeordneten sozialen Ab-
schottung. Da wir aber gesehen haben, dass der 
Schutz vor einem wirklich gefährlichen Virus im 
ureigenen Interesse liegt, sind gar keine solchen 
Zwangsmassnahmen nötig.

Es ist in jedem Fall besser, die Entscheidungsbe-
fugnis beim Einzelnen zu belassen, damit jeder 
selbst eine Risikoabwägung vornehmen und ent-
sprechende Massnahmen ergreifen kann. Es gibt 
hier keine staatlich verordneten Zwangsrezepte, 
die für alle richtig sind.

Rückschritt im medizinischen Denken
Dass die Menschheit so leicht mit dem Begriff 
«Pandemie» manipuliert werden kann, hat auch 
mit einem Rückschritt im medizinischen Den-
ken zu tun, der sich unter den modernen Men-
schen ausgebreitet hat. Er betrachtet Krankheit 
oft nicht mehr – wie es seit den Griechen üblich 

war – als ganzheitliches, komplexes Phäno-
men. Vielmehr glaubt er, dass spezifische Leiden 
durch ganz spezifische Faktoren (z.B. ein Virus) 
bedingt sind – und dass sie daher mit ganz spe-
ziellen Pillen oder Heilmitteln (z.B. Impfungen) 
erfolgreich bekämpft werden können.

Dieses monokausale Denkmodell wurde ent-
scheidend durch die Mikrobiologie geformt, de-
ren Aufstieg Ende des 19. Jahrhunderts begann 
und die ganz bestimmte Mikroorganismen wie 
Viren, Bakterien und Pilze zur Ursache von ganz 
bestimmten Krankheiten erklärte, darunter von 
Massenleiden wie Cholera oder Tuberkulose.

Doch so faszinierend einfach diese monokausale 
Vorstellung war und ist, so wenig hat sie – ver-
schiedensten Medizinern zufolge – mit den kom-
plexen Geschehnissen im menschlichen Körper 
zu tun. So schreiben etwa Torsten Engelbrecht, 
Dr. med. Claus Köhnlein und weitere Autoren im 
Buch Virus-Wahn:

«Man muss sich klar machen, dass Bakte-
rien, Pilze und Viren allgegenwärtig sind (in 
der Luft, in unserer Nahrung, auf unseren 
Schleimhäuten) – und doch sind wir nicht per-
manent krank. Auch werden nicht alle krank, 

wenn zum Beispiel in einem Kindergarten eine 
allgemein als ansteckend erachtete Krankheit 
‹ausbricht›, wie man gemeinhin sagt. Ein kla-
rer Beleg dafür, dass Mikroben, wie krank-
machend ihr Potenzial auch immer sein mag, 
nicht die alleinige oder massgebliche Krank-
heitsursache darstellen können. […] Nicht von 
ungefähr hat selbst Louis Pasteur auf seinem 
Sterbebett eingeräumt: ‹Die Mikrobe ist nichts, 
der Nährboden ist alles.›»

Wenn jedoch die Mikrobe nichts, und der Nähr-
boden (Vorerkrankungen, ein angeschlage-
nes Immunsystem etc.) alles ist, so entfällt die 
Rechtfertigung für politische Zwangsmassnah-
men, wenn irgendwelche Erreger im Umlauf 
sind. Für vulnerable oder bereits kranke Men-
schen mögen die Erreger eine ernstzunehmende 
Gefahr darstellen – und selbstverständlich darf 
niemand diese Personengruppen daran hindern, 
sich selbst zu schützen.

Doch Viren und Bakterien als allgemeine Ge-
fahr abzustempeln und sie als Rechtfertigung 
für Zwangseingriffe herbeizuziehen, erscheint 
unverhältnismässig, weil der «Nährboden» von 
Person zu Person, von Immunsystem zu Immun-
system variiert.

Rücktritt als Stadtrat
Sehr geehrter Herr Stadtratspräsident

Oscar Wilde sagte es einmal treffend: «Jeder Erfolg, den man erzielt, schafft 
uns einen Feind. Man muss mittelmässig sein, wenn man beliebt sein will.» 
In diesem Sinne darf ich es als persönlichen Erfolg verbuchen, wenn einige 
meinen Abschied nun begrüssen oder ihn in der Reitschule gar ausgiebig 
feiern werden.

Nach reiflichen Überlegungen habe ich mich entschlossen, mein Amt als 
Stadtrat der Bundesstadt früher als geplant niederzulegen. Mein letzter 
Rücktritt aus diesem Rat liegt bereits 21 Jahre zurück.

Der schlechte Stil von Links hat sich in dieser Zeit leider noch verstärkt. 
Man hört 2023 einander noch weniger zu als 2002. Daran wird auch eine 
allfällige Eingemeindung von Ostermundigen nichts ändern, aber noch 
haben es die Ostermundiger ja selber in der Hand, diesem demokratiepoli-
tischen Unort fernzubleiben. Am schlimmsten fand ich in den vergangen 
Jahren jedoch, dass unterdessen selbst die absurdesten Ideen in diesem Rat 
eine Mehrheit finden. Ja man ist sogar so weit, dass kriminelle Tätigkeiten 
verharmlost oder gar gutgeheissen werden.

Vermissen werde ich insbesondere die Diskussionen mit den vernünftigen 
und gesprächsbereiten Mitgliedern der rot-grünen Ratshälfte und mit den-
jenigen Leuten, welche nicht jeden Vorstoss der bürgerlichen Minderheit 
zum Voraus als unbrauchbar ablehnen. Die Zahl derjenigen Personen ist 
gegenüber 2002 leider auf ein noch kleineres Grüppchen zusammenge-
schmolzen. Und diese wenigen Vertreter des offenen Meinungsaustausches 
geraten in den eigenen rot-grünen Reihen zunehmend unter Druck. Die 
linksgrüne Toleranz bewegt sich unterdessen in Bahnen, die enger als ein 
Velostreifen sind.

Vorbildlich war in diesem Zusammenhang mehrheitlich die Arbeit in der 
RWSU (Kommission für Ressourcen, Wirtschaft, Sicherheit und Umwelt). 
Schade ist, dass diese Zusammenarbeit im Stadtrat nur selten möglich und 
oft nur auf Stufe Gemeinderat praktiziert worden war.

So oder so, das politische Leben geht weiter – die Stadt Bern wird finanziell 
jedoch noch weit grössere Probleme erhalten, als dies heute bereits der 
Fall ist, da nützen alle Sparprogramme nichts mehr. Aber solange man es 
sich leisten kann, teure Baulandparzellen für Kinderspielplätze und Begeg-
nungszonen im Industriequartier zu kaufen, man den städtischen Denkmal-
pfleger wie Gott huldigt und Steuergelder mit beiden Händen ausgibt, habe 
ich nicht wirklich Bedauern.
Ich wünsche allen Ratskolleginnen und Ratskollegen (die mit Genderstern 
sind natürlich mitgemeint, immerhin erhalten sie ja im Lorrainebad bald 
eine eigene Liegewiese) sowie dem Gemeinderat in der Erfüllung der für 
Bern wichtigen und vielseitigen Aufgaben viel Kraft und Erfolg.

Bedanken möchte ich mich bei den Fraktionsmitgliedern der SVP sowie bei 
den verbleibenden bürgerlichen Vertreterinnen und Vertretern für die in Tei-
len gute Zusammenarbeit und deren Kampf um gesunde Stadtfinanzen, den 
Erhalt der letzten Parkplätze, der Anliegen von Hauseigentümern und der 
Gewerbler sowie derjenigen Mitbürgerinnen und Mitbürger mit gesundem 
Menschenverstand.

Ich konzentriere mich nun auf mein Grossratsmandat sowie auf die finan-
zielle Unterstützung von bürgerlichen Abstimmungs- und Wahlkampagnen. 
Sie werden also meinen Namen dereinst in den öffentlichen Listen der städ-
tischen Politikfinanzierung wiederfinden.

Nötigenfalls werde ich zu einem späteren Zeitpunkt wieder antreten und 
eines Tages in den Stadtrat zurückkehren, um zu prüfen, ob die Klimasekte 
Vernunft angenommen hat. Man soll die Hoffnung ja bekanntlich nie auf-
geben.

In diesem Sinne verbleibt mit freundlichen Grüssen

	 Thomas Fuchs, Grossrat
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Staatliche Stadtberner Kita betreibt Polit-Propaganda für Frauenstreik;

Woke Indoktrination unserer Kinder muss gestoppt 
werden!

Die durch die linke Stadt Bern finanzierte und 
betriebene Kita «Wyler» instrumentalisiert Kin-
der für ihren woken, feministischen Kampf. Die 
Junge SVP Kanton Bern erreichte ein Schrei-
ben eines besorgten Familienvaters, der sich 
bei der zuständigen Gemeinderätin Franziska 
Teuscher ausführlich über die Politpropaganda 
der staatlichen Kita beschwert. Die Fakten sind 
bedenklich: Die Betreiber der Kita liessen ihre 
Räumlichkeiten durch die Kinder mit Frauen-
streik-Ballons und sonstigen Werbematerialien 
wie Slogan-Banner für den feministischen Streik 
vom 14. Juni schmücken.
Die Junge SVP Kanton Bern fordert die Stadt 
Bern auf, die Kinder von der Politik fernzuhal-
ten, fortan auf einseitige, woke Politpropaganda 
zu verzichten und die Betreiber der Kita an-
zuweisen, ihren feministischen Aktivismus im 

Rahmen ihrer beruflichen Funktion sofort zu 
unterbinden!

Die Genderideologie wurde den Kleinsten unse-
rer Gesellschaft bis anhin «bloss» im privaten 
Rahmen nähergebracht – beispielsweise in Form 
von Drag-Shows (Vorlesen von Kinderbüchern 
durch «Genderqueens») und ähnlichen Events. 
Nun hat die Stadt Bern beschlossen, einen Schritt 
weiter zu gehen und das woke Gedankengut des 
«queerfeministischen» Frauenstreiks offiziell in 
ihren Kitas zu vermitteln.

Anlässlich des Frauenstreiks vom Mittwoch, 
14. Juni 2023 wurden in der ganzen Stadt Bern 
entsprechende Propagandamaterialien in Violett 
verteilt. Im Zuge dessen erreichte die Junge SVP 
Kanton Bern ein Schreiben des besorgten Fami-
lienvaters David Spring, in dem dieser der zu-
ständigen Stadtberner Gemeinderätin Franziska 
Teuscher schildert, dass sich auch die Kita seines 
Sohnes an der Mobilmachung für den feministi-
schen Streik beteilige. Indem die Kinder dazu 
animiert werden, die Kita mit entsprechenden 
Materialien zu dekorieren, werden sie bereits 
von klein auf in den linken Aktivismus mitein-
bezogen. Die genannte, staatlich geführte Kita in 
der Lorraine begründet ihr politisch motiviertes 
Verhalten damit, dass sie die Materialien «nur 
zum Aufhängen bekommen hat». Man solle sich 
an die zuständige Leitung wenden. Nachdem 
auch diese anschliessende Unterredung keine 
Früchte trug, formulierte der betroffene Vater 

das bereits erwähnte Schreiben. Um die staat-
liche, politische Indoktrination seines Sohnes 
künftig zu verhindern, ist David Spring bereit, 
mit seinem Namen öffentlich dagegen einzu-
stehen.

Die Junge SVP Kanton Bern stellt sich an die 
Seite von Herrn Spring und fordert Frau Ge-
meinderätin Teuscher auf, sich entsprechend den 
im Brief formulierten Forderungen in einer öf-
fentlichen Stellungnahme über die Geschehnisse 
zu erklären. Hierzu sagen Adrian Spahr und 
Nils Fiechter, Co-Parteipräsidenten der JSVP 
Kanton Bern: «Wir fordern das sofortige Ende 
der Indoktrinierung unserer Kinder! Das Amt 
für Integration und Soziales hat zu prüfen, ob 
die Bedingungen zum Betrieb der Kita weiter-
hin erfüllt sind und die Zulassungsbewilligung 
aufrechterhalten werden kann».

Die Junge SVP Kanton Bern unterstützt die 
Aussage von Herrn Spring, wonach der Kan-
ton Bern, die Stadt Bern und die Direktion für 
Bildung, Soziales und Sport gemäss Art. 43 
Abs. 1 der Kantonsverfassung einen «konfes-
sionell und politisch neutralen Unterricht» zu 
gestalten hat! Obwohl die Junge SVP prinzipiell 
die Meinungsäusserungsfreiheit als hohes demo-
kratisches Gut verteidigt, ist der Schutz unserer  
Kinder vor übergriffiger linker Beeinflussung  
höher zu gewichten.

Von Adrian Spahr und Nils Fiechter,
Co-Parteipräsidenten Junge SVP Kanton Bern

Sehr geehrte Frau Teuscher

Ich staunte nicht schlecht als ich meinen Sohn am Dienstag, 13. Juni um 11:15 in 
die Kita brachte. Die Kita zeigte sich geschmückt mit den Flaggen für den Frauen-
streik vom 14. Juni 2023 (Siehe Foto).
Mich irritierte, dass eine Kita der Stadt Bern so auftritt, und so konfrontierte ich 
Mitarbeiter der Kita mit meiner Sichtweise. Diese verwies mich umgehend an die 
Leiterin – sie hätten das Material nur zum Aufhängen bekommen – ich müsse mich 
an die Leiterin wenden. Die Leiterin konnte meine Sichtweise dann natürlich nicht 
teilen und verwies auf die schlechten Arbeitsbedingungen der Kita-Angestellten.
Sie erklärte mir, dass die Kinder die Ballone aufgeblasen haben und anschliessend 
die Kita damit geschmückt hätten.
Verstehen Sie mich richtig: Ich bin klar der Meinung, dass sich Menschen für 
bessere Arbeitsbedingungen einsetzen dürfen.
Aber hier instrumentalisiert die Stadt Bern konkret Kinder um einen feministischen 
Kampf zu führen. Ein Vorgehen, dass ich leider in der Stadt Bern von anderen Di-
rektionen her kenne. Zu gegebener Zeit werde ich auch dies offenlegen.
Weiter verletzt die Stadt Bern meiner Meinung nach damit klar die Kantonsver-
fassung:
«Art. 43: 1 Kanton und Gemeinden führen öffentliche Kindergärten und Schulen. 
Der Unterricht ist konfessionell und politisch neutral.»
Ich erwarte von Ihnen eine Stellungnahme! 

Mit freundlichen Grüssen
David Spring, Architekt USI sia

Das Schreiben des besorgten Familienvaters
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Rechtsfreier Raum Reithalle und Tolerierung der Sprayereien in der Lorraine durch den Gemeinderat: 

Wie man sich bettet, so liegt man! Die vorausseh
baren Folgen der permissiven städtischen Politik!

Die SVP verlangt seit jeher, dass die Stadt 
endlich Konsequenzen gegen die Gewalt 
zieht und den rechtsfreien Sumpf im Um-
feld der Reithalle endlich trocken legt. Auch 
fordern wir seit Jahren, dass der Gemeinde-
rat gegen die Sachbeschädigungen an ihrem 
Eigentum konsequent Strafanzeige gegen die 
Täterschaft einreicht und dabei auch Zivil-
forderungen (Schadenersatzansprüche) gel-
tend macht. Die klare Mehrheit sieht dies 
leider anders! Die verhängnisvollen Folgen 
der städtischen Kuschelpolitik gegen die kri-
minellen Handlungen tragen die Bürger, die 

Steuerzahler und die verletzen Kantonspoli-
zisten.
 
Kürzlich fanden in der Stadt wiederum massive 
kriminelle Ausschreitungen statt. Zum wieder-
holten Male fanden diese ihren Ausgangspunkt 
bei der Reithalle. Grosse Sachbeschädigungen, 
Behinderungen des öffentlichen Verkehrs, aber 
auch verletzte Polizisten waren die vorausseh-
baren Folgen.
 
Ebenso wurde an einem der letzten Wochen-
enden die im Eigentum des städtischen Bo-
denfonds stehende Liegenschaft am Centralweg 
versprayt. Offenbar wollen links-anarchistische 
Kräfte anderen Personen so den Bezug selbst 
vergünstigter Wohnungen in der Lorraine ver-
wehren. Dieses Verhalten gemahnt an das Ver-
halten südamerikanischer Gangs, die ihr Territo-
rium vor dem Zugang unberechtigter «schützen» 
wollen. Auch die Reithalle zog rote Linien, die 
die Polizei nicht hätte überschreiten dürfen und 
montierte eine Sirene, die die Anwesenden vor 
einem Polizeieinsatz warnen sollte.
 

Am 27.4.2023 lehnte der Stadtrat wuchtig die 
Vorstösse der SVP ab, die mehr Kontrollen 
und mehr Polizeieinsätze verlangte. Bereits am 
16.2.2023 stimmte der Stadtrat gegen die Stim-
men der SVP den neuen Leistungsverträgen zu 
und akzeptierte die politische Diskriminierung 
anders Denkender. Der Gemeinderat erklärte, 
dass er keine Strafanzeige gegen die Verursacher 
einreichen werde. Die Motion, in dem die Ein-
reichung eines Strafantrags der Stadt gegen die 
Sprayer verlangt wurde, wurde vom Ratsbüro 
nicht als dringlich erklärt. Sollte der Vorstoss in 
3 Jahren überwiesen werden, dürfte die Straf-
antragsfrist wohl verpasst sein. Nach Auffassung 
der Sektion und Fraktion der SVP Stadt Bern/
Bümpliz ist dieses Signal an den Täterkreis aus 
dem vermuteten linksalternativen Umfeld ver-
heerend.
 
Eine Diskussion zu diesem aktuellen Ereignis 
wurde im Stadtrat abgelehnt.  
 
Wie lange wollen die Bürger von Stadt und Kan-
ton diese Versager noch? Die SVP hofft, dass der 
Wähler endlich die nötigen Konsequenzen zieht.

Von
Alexander Feuz, 
Fürsprecher/
Rechtsanwalt,
aGrossrat und 
Stadtrat SVP, 
Fraktionschef SVP 
Stadt Bern

Ehemalige Polizeiangehörige sollen ihre Dienstwaffe 
weiterhin behalten dürfen

Die Kantonspolizei wird 2023 sämtliche Dienst-
waffen ersetzen. Im Zuge dieser Neubeschaf-
fung hat sie ihre Regeln betreffend privater 
Übernahme der bisherigen Dienstwaffe geän-
dert. Neu dürfen Polizistinnen und Polizisten 
ihre ausser Dienst gestellte Waffe offenbar nicht 
mehr übernehmen. Auch dürfen sie bei der Pen-
sionierung ihre Waffe nicht mehr übernehmen. 
Damit schwindet offenbar das Vertrauen in die 
eigene Truppe, was bedauerlich ist. 
https://www.srf.ch/news/schweiz/strengere-re-
geln-wenn-die-dienstwaffe-in-private-haende-
wechselt

Der Entscheid ist zudem aus mehreren Gründen 
fragwürdig:

Gebrauchte Waffen verkörpern einen materiel-
len Wert. Ein Verkauf der alten Dienstwaffen an 
entsprechend berechtigte Personen könnte zu-
mindest einen Teil der Beschaffungskosten von 
2.2 Millionen Franken decken. Angesichts der 
finanziellen Situation unseres Kantons erscheint 
der Entscheid finanziell unvernünftig.

Polizistinnen und Polizisten sind vereidigte 
Beamte. Ihnen obliegt die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und sie verkörpern das 
staatliche Gewaltmonopol. Es wird ihnen zu-
getraut, eine schwierige und belastende Aufgabe 
im Interesse der Gesellschaft zu erfüllen. Dass 
man ihnen die private Abgabe der Dienstwaffe 
künftig nicht mehr zutrauen will, ist höchst be-
fremdend.

Polizistinnen und Polizisten würden schlechter 
gestellt als Angehörige der Armee.

In der Schweiz haben unbescholtene Bürgerin-
nen und Bürger das Recht, nach entsprechen-

der behördlicher Überprüfung eine Waffe zu 
erwerben.
Dementsprechend soll das Waffengesetz die 
missbräuchliche Verwendung von Waffen be-
kämpfen. Es bezweckt nicht, dass keine Waffen 
in die Bevölkerung gelangen. Weshalb der Waf-
fenerwerb ausgerechnet durch einen besonders 
zuverlässigen und fachkundigen Personenkreis 
problematisch erachtet wird ist nur schwer nach-
vollziehbar.

Aus diesen Gründen habe ich in der Sommer-
session des Grossen Rates eine entsprechende 
Motion eingereicht, welche den Regierungs-
rat dazu auffordert, die Praxis dahingehend zu 
ändern, dass ehemalige Polizeiangehörige ihre 
Dienstwaffe auch künftig behalten dürfen.

Von
Thomas Fuchs, 
Präsident Vereini-
gung BernAktiv,  
alt Nationalrat und 
Grossrat, Bern
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Klima-Guru Stocker auf Abwegen

Der bei der Universität Bern angestellte Klima- 
und Umweltphysiker Prof. Thomas Stocker, leg-
te kürzlich in einem Interview seine Sympathien 
für die Klimakleber sowie deren Aktionen offen 
und lobte sie gar für ihren «stillen Protest». Es 
erscheint dabei schon fast skurril, wenn ein mit 
Steuergeldern bezahlter Professor sich öffentlich 
für eine derart kontroverse und zudem illegale 
Aktion stark macht, welche regelmässig ein-
fache Bürgerinnen und Bürger in ihrem Berufs-
alltag schikaniert. Der Professor scheint seine 
Sympathien für die Klimakleber jedoch nicht 
ganz zu Ende gedacht zu haben. Auch die Forde-
rungen und Aktionen der Klimakleber scheinen 
ihm nicht geläufig zu sein. Denn erst vor einigen 
Tagen hatten Klimakleber die Rollfelder der 
deutschen Flughäfen Hamburg und Düsseldorf 
blockiert, indem sie sich auf den Boden geklebt 
hatten. Dabei hätte eine solche Flughafenblocka-
de auch den Professor treffen können. Wirft man 
nämlich einen Blick in seinen Lebenslauf oder 
auf die Internetseite der Universität Bern, stellt 
man sehr schnell fest, dass er dem Flugzeug als 
Transportmittel nicht ganz abgeneigt zu sein 
scheint. In seinem Lebenslauf sind nämlich unter 
anderem frühere Anstellungen im 12‘000 Kilo-
meter entfernten Hawaii sowie im nordameri-
kanischen Colorado aufgeführt. Auch von einer 
kürzlich stattgefundenen Forschungsreise über 
Singapur und Neuseeland bis in die Antarktis 
wird stolz berichtet. Allesamt Destinationen die 
ein normaler Bürger höchstens aus dem Fern-
seher kennt. Aber im Namen der Forschung und 
des Klimas wird man wohl ein Auge zudrücken, 
oder etwa nicht? Es scheint ja mittlerweile fast 
schon zum guten Ton zu gehören, anderen Leu-
ten das eigene Doktrin aufzwingen zu wollen 
und ihnen ein schlechtes Gewissen zu machen, 
selber aber dann genau das Gegenteil davon 
zu tun. Bestes Beispiel dafür ist der Schweizer 
Klimakleber Max Voegtlin, der vor kurzem von 
Zürich über Paris nach Mexico flog, um sich dort 
von den Strapazen seines Alltags als Klimakle-
ber zu erholen. Im gleichen Interview diskredi-
tierte der Professor zudem noch SVP-Bundesrat 
und Energieminister Albert Rösti, weil dieser ein 
gemeinsames Gespräch über die Forschungs-
arbeit des Klimaprofessors öffentlich gemacht 
hatte und dessen wohl etwas radikalen Forderun-
gen bis jetzt noch nicht nachgekommen ist. Man 
darf sich schon fragen, weshalb die Schweizer 
Stimmbürger nicht erfahren dürfen, wer unsere 
Bundesrätinnen und Bundesräte mit Lobbying 
zu beeinflussen versucht? Es mag sein, dass Al-

bert Röstis Vorgängerin Simonetta Sommaruga 
nach jedem Gespräch mit dem Klimaforscher 
gleich in Panik verfallen ist und einige schlaf-
lose Nächte hatte. Das würde jedenfalls ihre stets 
einseitige Haltung in Energie- und Klimafragen 
erklären. Zum Glück verfängt dieses belehrende 
und fast schon sektenhaft wirkende Lobbying 
bei Bundesrat Albert Rösti nicht. Bleibt zu hof-
fen, dass er seiner Linie treu bleibt und sich auch 
künftig nicht von heuchlerischen Klima-Lobby-
isten beirren lässt.
Ersterscheinung unter www.nau.ch

Von Janosch  
Weyermann,  
Stadtrat SVP

Prof. Thomas Stocker

Bild: zvg
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Verleihung des 16. Berner Samariterpreises und des 
Prix UNION im Berner Stadttheater vor fast 300 Gästen
Am Montag, 26. Juni 2023, wurde im Berner Stadttheater der 16. Samariterpreis verliehen. Mit dieser Ehrung zeichnen die seit 
mehr als 100 Jahren bestehenden Berner Samariterorganisationen Projekte und Privatpersonen für aussergewöhnliche Leistun­
gen mit einer Skulptur von Housi Knecht aus. Ebenfalls verliehen wurde an diesem Abend der Prix UNION der Schweizerischen 
Philanthropischen Gesellschaft zugunsten eines lokalen Unternehmens.

Vor über 100 Jahren wurden die Berner Sa-
mariter gegründet – und sind aktiv wie eh und 
je. Engagement und Einsatz sind gerade in der 
heutigen Zeit nicht mehr selbstverständlich. Mit 
dem Samariterpreis ehren wir Personen, Vereine 
und Projekte, die sich für Mitmenschen einset-
zen und ihnen neue Perspektiven ermöglichen. 
Bereits zum 16. Mal fand diese Auszeichnung 
statt, zu der sich gegen 300 Personen im Berner 
Stadttheater versammelten. Umrahmt wurde der 
Anlass mit musikalischer Unterhaltung durch 
die Volkmusik-Formation Örgelifeger sowie 
durch Darbietungen des Konzert Theater Bern.

Dieses Jahr wurden drei Organisationen resp. 
Persönlichkeiten mit dem Samariterpreis ausge-
zeichnet. Sie alle erhielten eine Dankesurkunde 
sowie eine vom bekannten Eisenplastiker Housi 
Knecht gestaltene Trophäe plus ein Preisgeld 
in bar.

Der dritte Samariterpreis 2023 belohnt die lang-
jährige Tätigkeit der 2003 gegründeten Fachstel-
le Gewalt Bern, welche gewalttätige Menschen 
im Kanton Bern berät. Das Übernehmen von 
Verantwortung für die ausgeübten Gewalttaten 
ist zentral für eine Verhaltensänderung und den 
Erfolg der Beratung von Männern, Frauen, Paa-
ren und Jugendlichen. Der Preis soll ermutigen, 
unermüdlich und mit Engagement im Einsatz zu 
bleiben und weitere Anstrengungen zu tätigen

Der zweite Samariterpreis 2023 ist eine Aus-
zeichnung für das vorbildliche Engagement des 
2019 gegründeten Vereins Kinderfreunde von 
Kongo-Kinshasa und deren Helferinnen und 
Helfer, die durch Patenschaften bedürftigen 

Kindern eine Bildung ermöglichen will. Bezahlt 
werden auch Schulkosten, Schulverpflegung, 
medizinische Versorgung und Kleidung.

Der erste Samariterpreis 2023 ging an die Ver-
einigung «Heit Sorg zu Bärn», welche 1985 ge-
gründet wurde. Die Vereinigung will aktiv dazu 
beitragen, das Schöne und Bewährte in und um 
die Stadt Bern zu erhalten und zu pflegen.

Der Samariter-Spezialpreis – mit 1’000 Franken 
dotiert und gestiftet von Unternehmer Hermann 
Alexander Beyeler – erhält Frau Marianne Kunz 
für ihren jahrzehntelangen Einsatz zugunsten 
von Dritten, für Ihre Nachtwachen und Sterbe-
begleitungen in Spitälern und weil sie sich auch 
von einer schweren Krankheit nie hat entmuti-
gen lassen.

Der Prix UNION zur Ehrung von innovativen 
und etablierten Geschäftsprojekten ging dieses 
Jahr an die Firma Grunder Altstadtmetzg in der 
Berner Rathausgasse. Die letzte Privatmetzgerei 
unter der Leitung von Max Grunder in der Ber-
ner Innenstadt überzeugt seit 1906 mit Qualität 
und kundenfreundlichem Service. Max Grunder 
hielt besorgt fest, dass zur Zeit schweizweit nur 
17 Lehrlinge neu ausgebildet würden.

Die Berner Samariter und die UNION gra-
tulieren den Gewinnern herzlich und danken 
ihnen für ihren Einsatz. Die Preise sollen sie 
ermutigen, weiterhin engagiert aktiv zu sein. 
Die Bevölkerung wird aufgerufen, für die kom-
menden Jahre weitere Preisträger zu melden. 
Die Meldungen können direkt beim Präsidenten, 
Thomas Fuchs, eingereicht werden.

v.l. Housi Knecht (Künstler), Peter Sladkovic 
(Präsident Fachstelle Gewalt Bern), Thomas 
Fuchs (Präsident Berner Samariter)

v.l. Housi Knecht (Künstler), Wera Laschen-
ko (Präsidentin Kinderfreunde Kongo- Kin-
shasa), Thomas Fuchs (Präsident Berner 
Samariter)

v.l. Housi Knecht (Künstler), Hans-Ulrich 
Gränicher (Präsident Vereinigung Heit Sorg 
zu Bärn), Thomas Fuchs (Präsident Berner 
Samariter)

v.l. Herrmann Alexander Beyeler (Unterneh-
mer), Marianne Kunz, Thomas Fuchs (Präsi-
dent Berner Samariter)

v.l. Erich Hess (Vorstandsmitglied Union 
Kreis Bern) Max Grunder (Grunders Altstadt-
metzg), Jessica Herschkowitz (Moderatorin)
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Leserbrief

Erdrotationskräfte 
verschieben Konti-
nente und Länder-
massen
Vom englischen Polarforscher James Clarke 
Ross wurde 1831 erstmalig der magnetische Pol 
in der Arktis verlässlich festgestellt. Der Norwe-
ger Roald Amundsen bestimmte ihn 1904 erneut 
etwas nordwestlich von dem Rossschen Punkt. 
Vermessungen des kanadischen Staates bestä
tigten 1947 die Verschiebung des magnetischen 
Pols in der Arktis. Von 1904 bis 1964 hat sich 
der magnetische Pol in der Arktis um etwa 500 
km in nordwestlicher Richtung bewegt. Deren 
Ausmass in Jahrhunderten wird beträchtlich, 
heisst es. Die Verschiebung steht bis heute nicht 
still. Sicher wird damit auch das Klima tangiert.

Ende der 1920er Jahre wurden Erkenntnisse aus 
den «Betrachtungen über die Struktur der Erde» 
gewonnen. Daraus erklären sich ohne weiteres 
viele merkwürdige Erscheinungen und Tatsa-
chen, wie  Dipl.-Ing. L. Kort im Bericht schreibt. 
«Das Erdinnere ist durch den ungeheuren Druck 
mehr oder minder zähflüssig. Im Innersten 
herrscht wahrscheinlich ein völlig flüssiger Zu-
stand. Diejenigen Teile der Erdoberfläche, wie 
Asien, Europa, die besonders schwer sind, unter-
liegen in höherem Masse den Erdrotationskräf-
ten und müssen daher das Bestreben haben, in 
der Richtung nach dem Äquator abzuwandern. 
Das ist auch bereits verschiedentlich festgestellt 
worden. Ausserdem ist ein Auseinanderziehen 
des Festlandes in der Richtung der Breitengrade 
festgestellt worden. Amerika entfernt sich noch 
heute von Europa und Afrika. Auch diese Wan-
derung erklärt sich aus der Rotation der Erde.»

Es ist erstaunlich, dass heute niemand diese 
Tatsachen in die Waagschale wirft. Ganze Erd-
teile und Ländermassen wandern durch die Erd-
rotationskräfte in Richtung Äquator.  Es ist 
doch sonnenklar, die Temperatur wird in einigen 
Ländern ansteigen. Wir stehen schon sehr lange, 
permanent im Klimawandel. Wenn diese Tatsa-
chen sich durchgesetzt haben wird CO2 als nicht 
«klimaaktiv» ausscheiden.

Quellen:
Enzyklopädie, VEB Bibliographisches Institut, 
Leipzig 1966
«Betrachtungen über die Struktur der Erde»1928, 
Dipl.- Ing. L. Kort

Max Matt, 9450 Altstätten

www.bernaktuell.ch

Wer reitet so spät 
durch Nacht und 
Wind?
Es ist der*die Vater* 
Mutter*Elterperson 
mit seinem*ihrem 
Kind;
er*sie hat den*das 
Knaben*Mädchen 
wohl in dem Arm, 
er*sie fasst ihn*es 
sicher, er*sie hält 
ihn*es warm.

Mein*e Sohn*Tochter, 
was birgst du so 
bang dein Gesicht? 
– Siehst, Vater* 
Mutter*Elterperson, 
du den*die 
Erlkönig*in nicht? 
Den*die 
Erlenkönig*in 
mit Kron’ und 
Schweif? – Mein*e 
Sohn*Tochter, es ist 
ein Nebelstreif.

gegendert nach Johann Wolfgang von Goethe (1782)

Der*Die Erlkönig*in
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Todesfälle durch Herzinfarkte und  
Rhythmusstörungen. Cannabis ist definitiv sehr 
schlecht für das Herz!

Von Prof. Jean-Pierre Goullé

Es ist seit vielen Jahren bekannt, dass Cannabis 
einen Herzinfarkt verursachen kann, ein Zu-
stand, der früher hauptsächlich mit einer an-
deren illegalen Droge, Kokain, in Verbindung 
gebracht wurde. Vor zehn Jahren wurden in einer 
Übersichtsarbeit, die in einer der renommier-
testen medizinischen Fachzeitschrift veröffent-
licht wurde und auf der Analyse von 36 epide-
miologischen Studien basierte, die wichtigsten 
Faktoren identifiziert, die wahrscheinlich einen 
Herzinfarkt auslösen. An erster Stelle steht der 
Kokainkonsum, der das Herzinfarktrisiko um 
das 24-fache erhöht, an dritter Stelle steht Can-
nabis mit einer 5-fachen Risikoerhöhung.

Es ist inzwischen anerkannt, dass Todesfälle im 
Zusammenhang mit Cannabiskonsum tatsäch-
lich häufiger vorkommen. So wurde in einer 
aktuellen französischen Serie von 33 Todes-
fällen, für die bei der Autopsie und/oder der 
pathologischen Untersuchung ein kardialer Ur-
sprung festgestellt oder vermutet wurde, bei der 
toxikologischen Analyse der Todesursachen nur 
ein Cannabinoid identifiziert. Die Zunahme des 
Cannabiskonsums (1,5 Millionen regelmässige 
Konsumenten im Jahr 2017) mit dem kontinu-
ierlichen Anstieg des Tetrahydrocannabinol-Ge-
halts (THC – der Hauptwirkstoff von Cannabis) 
im Harz, der sich in 15 Jahren um das Dreifache 
und in 30 Jahren um das Sechsfache erhöht hat, 
aber auch neue Formen von Cannabis mit noch 
höheren Dosen sowie neue Konsumformen er-
klären sicherlich zumindest teilweise eine er-
höhte kardiale Toxizität. Die Markteinführung 
von synthetischen Cannabinoiden, die noch 
potenter als THC sind, erhöht dieses Risiko, da 
immer häufiger Herzprobleme und Todesfälle im 

Zusammenhang mit dem Konsum dieser synthe-
tischen Cannabinoide beschrieben werden.

Cannabis und Vorhofrhythmus­
störungen
In einer kürzlich erschienenen Publikation 
wurde gezeigt, dass unter den Cannabiskon-
sumenten diejenigen mit Vorhofflimmern ein 
4,5-fach höheres Sterberisiko während des 
Krankenhausaufenthalts hatten als diejenigen 
ohne Arrhythmie. Diese Studie unterstreicht, 
dass Herzrhythmusstörungen bei Menschen, die 
Cannabis konsumieren, ein Hinweis auf ein hö-

heres Sterberisiko sein können. Die Autoren 
kommen zum Schluss, dass es angemessen er-
scheint, Cannabiskonsumenten auf Rhythmus- 
störungen zu untersuchen, um eine besondere 
medizinische Überwachung zu gewährleisten. 
Dies ist ein Problem der öffentlichen Gesund-
heit, da 2017 45 Prozent der Franzosen im Alter 
von 18 bis 64 Jahren bereits mindestens einmal 
mit dieser Droge experimentiert haben.

Im Falle eines Herzinfarkts oder einer Vorhof-
Rhythmus-Störung sollte ein Cannabis-Urintest 
durchgeführt werden.


